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Titel:

Zur Garantenpflicht eines die Haftpost kontrollierenden Staatsanwaltes

Normenketten:
StPO § 119 Abs. 1
BayUVollzG Art. 20 Abs. 1
StGB § 13 Abs. 1, § 27 Abs. 1
GewSchG § 1, § 4

Leitsätze:
Der die Haftpost kontrollierende Staatsanwalt hat nicht als Garant dafür einzustehen, dass ein 
Untersuchungsgefangener durch die Versendung eines Briefs nicht gegen eine vollstreckbare Anordnung 
nach § 1 GewSchG verstößt. (Rn. 19)
1. Die Weiterbeförderung eines Briefs durch die Staatsanwaltschaft stellt sich ihrem sozialen Sinngehalt 
nach nicht als aktives Tun, sondern als das Unterlassen des Aufhaltens des Briefs dar. (Rn. 19) 
(redaktioneller Leitsatz)
2. Anders als bei Polizeibeamten, denen im Rahmen der ihnen gesetzlich zugewiesenen Gefahrenabwehr 
auch die Verhütung von Straftaten obliegt, trifft die im Rahmen der Strafverfolgung tätigen Amtsträger eine 
solche Garantenpflicht im Grundsatz nicht. (Rn. 19) (redaktioneller Leitsatz)
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Tenor

Der Beschluss des Amtsgerichts Nürnberg vom 5. Juli 2023 wird auf Beschwerde des Beschwerdeführers 
aufgehoben.

Gründe

I.

1
Der Beschwerdeführer (Bf.) wendet sich gegen das Anhalten und die Beschlagnahme eines Briefs, den er 
aus der Untersuchungshaft heraus an seine frühere Partnerin aufgegeben hat.

2
Der Bf. befindet sich aufgrund Haftbefehls des Amtsgerichts Nürnberg vom 28. März 2023 seit dem 24. Mai 
2023 in Untersuchungshaft. Der dringende Tatverdacht gegen ihn geht dahin, er habe am 16. März 2023 
gegen seine frühere Partnerin, die Zeugin W, eine gefährliche Körperverletzung, eine sexuelle Nötigung und 
einen Diebstahl begangen.

3
Am 24. Juni 2023 gab der Bf. einen Brief an die Zeugin W zur postalischen Beförderung. Der Brief eröffnet 
mit „Mein Herz“ und endet „in ewiger Liebe, Dein A“. Zwischen beiden Floskeln bringt der Bf. auf einer 
Briefseite zum Ausdruck, dass er W vermisse und sie liebe. Er bittet sie, ihn nicht hängen zu lassen, auf ihn 
zu warten und ihm zu schreiben. Dazwischen berichtet er aus seinem Vollzugsalltag und bittet die Zeugin, 
„unsere kleine Prinzessin“ (die gemeinsame Tochter) ganz fest von ihm zu drücken.



4
Der Ermittlungsrichter des Amtsgerichts Nürnberg hielt das Schreiben auf Antrag der Staatsanwaltschaft, 
auf die die Ausführung der Beschränkungsanordnungen übertragen war, an und beschlagnahmte es im 
Original. Zur Begründung führte er in seinem Beschluss vom 5. Juli 2023 aus, das Schreiben des Bf. 
befasse sich „in unzulässiger Weise mit dem Gegenstand des Ermittlungsverfahrens, indem zumindest 
unterschwellig versucht wird, auf das Aussageverhalten von Zeugen Einfluss zu nehmen. Die Weitergabe 
des Schreibens könnte das Strafverfahren beeinträchtigen.“

5
Dagegen wendet sich der Bf. mit seiner Beschwerde. Er habe nichts dagegen, wenn der Brief kopiert und 
die Kopie zur Akte genommen werde. Er wende sich aber dagegen, dass das Original an seine „offiziell 
Verlobte“, mit der er ein gemeinsames Kind habe, beschlagnahmt werde.

6
Eine polizeiliche Nachfrage bei der Zeugin W erbrachte, dass diese mit dem Bf. nicht verlobt gewesen sei 
und auch keinen Kontakt mit ihm haben möchte.

7
Die Staatsanwaltschaft beantragt, die Beschwerde als unbegründet zu verwerfen.

II.

8
Die zulässige Beschwerde ist begründet. Für die Beschlagnahme des Briefs fehlt es an einer 
Rechtsgrundlage.

9
1. Das Anhalten und die Beschlagnahme des Briefs kann nicht auf § 119 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, Satz 7 StPO 
gestützt werden, weil die Voraussetzungen der Norm nicht erfüllt sind.

10
Hier liegt ein richterlicher Beschränkungsbeschluss nach § 119 StPO vom 24. Mai 2023 vor, in dem die 
Überwachung des Schriftverkehrs angeordnet wird. In dessen Gründen führt der Ermittlungsrichter aus, es 
bestehe die Gefahr, dass der Bf. Verdunkelungshandlungen durch die Einwirkung auf Zeugen vornehme. 
Die Abwehr dieser Gefahr mache es erforderlich, die angeordnete Beschränkung zu treffen. Das steht im 
Ausgangspunkt im Einklang mit dem begrenzten Regelungsregime des § 119 StPO, das nur solche 
Maßnahmen abdeckt, die den Zweck der Untersuchungshaft betreffen (Herrmann in SSW-StPO, 5. Aufl., § 
119 Rn. 53; Schmitt in Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, § 119 Rn. 1, 19). Zweck der Untersuchungshaft ist die 
Sicherung des Verfahrens. Auch die Briefkontrolle dient diesem Ziel, insbesondere der Verhinderung von 
Verdunkelungsmaßnahmen; der Briefverkehr darf zur Sicherung dieses Ziels eingeschränkt werden 
(BVerfG, Beschluss vom 7. Oktober 2003 – 2 BvR 2118/01, juris Rn. 29). Danach ist es möglich, den Brief 
eines Untersuchungsgefangenen anzuhalten, der explizit oder in seiner Gesamtschau dem Zweck dient, 
eine Zeugin psychisch derart unter Druck zu setzen, dass sie ihr zukünftiges Aussageverhalten ändert (OLG 
Jena, Beschluss vom 9. März 2011 – 1 Ws 122/11, juris Rn. 11 f.). Die Kammer vermag, anders als der 
Ermittlungsrichter, hier allerdings nicht zu erkennen, dass von dem beschlagnahmten Brief ein derart starker 
Druck oder – hier eher – eine derart starke sentimental-einschmeichelnde Einflussnahme ausgeht, dass die 
Zeugin ihre Aussage ändern könnte, zumal sie selbst das Bestehen eines Verlöbnisses, und damit das 
Bestehen eines Zeugnisverweigerungsrechts nach § 52 Abs. 1 Nr. 1 StPO, gegenüber der Polizei 
ausdrücklich verneint hat und sie es selbst in der Hand hat, ob sie seinen Inhalt überhaupt zur Kenntnis 
nimmt.

11
Ein Verständnis der Einflussnahme zu Verdunkelungszwecken in derart weitem Sinn, dass bereits eine für 
sich genommen zivilisierte und unverfängliche Kontaktaufnahme hierunter gefasst wird – die der 
angegriffene Beschluss selbst hinsichtlich der Einflussintensität lediglich als „zumindest unterschwellig“ 
bezeichnet –, führte letztlich zu einem weitgehenden Kommunikationsverbot, das in § 119 StPO so nicht 
angelegt ist und das Recht des Bf. auf freien Briefverkehr (Art. 2 Abs. 1, Art. 10 GG) über Gebühr 
beeinträchtigt.

12



2. Das Anhalten des Briefs kann nach Lage der Dinge auch nicht auf Art. 20 Abs. 1 Nr. 2 BayUVollzG 
gestützt werden.

13
Art. 20 Abs. 1 Nr. 2 BayUVollzG bestimmt, dass Schreiben durch die Untersuchungshaftanstalt (vgl. 
Bratke/Krä in BeckOK Strafvollzug Bayern, 18. Ed. 01.04.2023, BayUVollzG Art. 20 Rn. 2) angehalten 
werden können, wenn die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straf- oder Bußgeldtatbestand 
verwirklichen würde. Diese Voraussetzungen hätten hier möglicherweise vorgelegen. Denn die Zeugin W 
hat am 21. April 2023 beim Amtsgericht Nürnberg gegen den Bf. eine sofort vollziehbare einstweilige 
Anordnung nach dem Gewaltschutzgesetz erwirkt, die bis zum 21. Oktober 2023 befristet ist und die dem 
Bf. zugestellt wurde. Darin wird dem Bf. in Ziff. 1.4 gem. § 1 GewSchG untersagt, mit der Antragstellerin in 
irgendeiner Form Kontakt aufzunehmen. Zugleich wird der Bf. in dem Beschluss darauf hingewiesen, dass 
Verstöße gegen die Schutzanordnungen gem. § 4 GewSchG geahndet werden können. Geht der 
beschlagnahmte Brief der Zeugin also zu, macht sich der Bf. – bei gegebenem Vorsatz (§ 15 StGB, § 4 Satz 
1 Nr. 1 GewSchG) – entsprechend strafbar.

14
Ob die Gewaltschutzanordnung bei der JVA bekannt war (vgl. Nr. 47 Abs. 2 RiStBV), kann die Kammer 
nach Aktenlage nicht feststellen. Es kann aber auch dahinstehen, denn hier hat der Brief den Machtbereich 
der JVA bereits verlassen, sodass ein Anhalten des Schreibens auf der genannten Rechtsgrundlage nicht 
mehr in Betracht kommt. Der Anwendungsbereich des BayUVollzG ist nämlich auf den Vollzug der 
Untersuchungshaft beschränkt, der – und soweit er – in den Justizvollzugsanstalten vollzogen wird (vgl. Art. 
1 Abs. 2 BayUVollzG), was bedingt, dass die Anhaltekompetenz der Anstalt ein Ende findet, sobald der 
Brief ihren Bereich verlassen hat.

15
3. Eine sonstige Rechtsgrundlage für das Anhalten und die Beschlagnahme des Briefs ist nicht erkennbar.

III.

16
Die Kammer bemerkt ergänzend:

17
1. Die Beschlagnahme einer Kopie des Briefs zu Beweiszwecken kann nicht erfolgen, weil der Bf. 
ausweislich seiner Beschwerde ausdrücklich einverstanden ist, dass sein Schreiben kopiert und die Kopie 
zur Akte genommen wird. Eine Beschlagnahme als hoheitlicher Eingriff ist somit nicht erforderlich und wäre 
daher unverhältnismäßig. Es kann schlicht eine Kopie zur Akte genommen werden.

18
2. Die Weiterbeförderung des Briefs durch die Staatsanwaltschaft stellt für sich genommen keine Straftat 
dar. Tauglicher Täter einer Straftat nach § 4 GewSchG ist nur der in der Gewaltschutzanordnung benannte 
Antragsgegner, an den die Anordnung zugestellt worden ist (BGH, Beschluss vom 20. Juni 2019 – 5 StR 
208/19, juris Rn. 11; Beschluss vom 10. Mai 2012 – 4 StR 122/11, juris Rn. 3).

19
Es liegt aber auch keine Beihilfe zu einer möglichen künftigen Straftat des Bf. nach § 4 GewSchG vor, die 
mit Zugang des Briefs bei der Zeugin W vollendet würde. Der Bf. hat als Untersuchungsgefangener 
grundsätzlich einen grundrechtlich unterlegten Anspruch auf Briefverkehr (BVerfG, Beschluss vom 7. 
Oktober 2003 – 2 BvR 2118/01, juris Rn. 25; vgl. auch Art. 18 Abs. 1 BayUVollzG). Das Recht auf 
Schriftwechsel stellt die wichtigste Möglichkeit eines Untersuchungsgefangenen dar, seine Kontakte 
außerhalb der Anstalt auch während der Untersuchungshaft zu pflegen (BayLT-Drs. 16/9082, 24). Die 
Weiterbeförderung des Briefs durch die Staatsanwaltschaft stellt sich, auch vor diesem grundrechtlichen 
Hintergrund, ihrem sozialen Sinngehalt nach nicht als aktives Tun, sondern als das Unterlassen des 
Aufhaltens des Briefs dar. Denn der Schwerpunkt der Vorwerfbarkeit (dazu BayObLG, Urteil vom 25. 
Februar 2022 – 201 StRR 95/21, juris Rn. 24 m.w.N.; Fischer, StGB, 70. Aufl., § 13 Rn. 5) läge darin, dass 
der Staatsanwalt es unterlässt, den Brief, der sich bereits auf dem Weg befindet und dabei auch über 
seinen Schreibtisch geht, an der Weiterbeförderung zu hindern. Seine Beihilfe wäre demnach eine Beihilfe 
durch Unterlassen. Diese ist aber nicht strafbar, weil es insoweit an einer Garantenpflicht fehlt. Eine 
allgemeine Verpflichtung von Amtsträgern, Rechtsgutverletzungen oder Straftaten durch Dritte zu 



unterbinden, gibt es nicht (Fischer, StGB, 70. Aufl., § 13 Rn. 29; Zaczyk in FS Rudolphi, 2004, S. 361, 368 
f.; Rudolphi, JR 1987, 336 ff. und JR 1995, 167, 168). Anders als bei Polizeibeamten, denen im Rahmen der 
ihnen gesetzlich zugewiesenen Gefahrenabwehr auch die Verhütung von Straftaten obliegt (BGH, Urteil 
vom 29. Oktober 1992 – 4 StR 358/92, juris Rn. 12 ff.; Bosch in Schönke/Schröder, StGB, 30. Aufl., § 13 
Rn. 52), trifft die im Rahmen der Strafverfolgung tätigen Amtsträger eine solche Garantenpflicht im 
Grundsatz nicht (vgl. BGH, Urteil vom 7. Februar 2022 – 5 StR 542/20, juris Rn. 118 f.; Urteil vom 15. Mai 
2018 – 1 StR 159/17, juris Rn. 138). Erforderlich wäre insoweit eine besondere Pflichtenzuweisung im 
Rahmen ihres Aufgabenbereichs. Daran fehlt es hier. Selbst die ausdifferenzierte Regelung des Art. 20 Abs. 
1 BayUVollzG begründet keine gebundene Entscheidung für das Anhalten eines die Strafbarkeit 
auslösenden Briefs durch die JVA, sondern gewährt dem Anstaltsleiter insoweit ein Ermessen (Bratke/Krä 
in BeckOK Strafvollzug Bayern, 18. Ed. 01.04.2023, BayUVollzG Art. 20 Rn. 3). Von einer Garantenstellung 
würde man hier erst bei einer Ermessensreduzierung auf Null ausgehen können (Gaede in NK-StGB, 6. 
Aufl., § 13 Rn. 64).


